
Enteignung der Betriebe

sozialistische Politik eindeutig von 
allen Formen bürgerlicher und so
zialdemokratischer Reformpolitik 
abgrenzt. Historisch gesehen ist die 
E. der Kapitalistenklasse eine Expro
priation der Expropriateure (Marx), 
denn das kapitalistische Eigentum ist 
hervorgegangen aus der massenhaf
ten E. kleiner Warenproduzenten 
und schwächerer Kapitalisten, die 
dem Konkurrenzkampf erlagen. —► 
Enteignung der Betriebe von Nazi- 
und Kriegsverbrechern

Enteignung der Betriebe von 
Nazi- und Kriegsverbrechern:
nach der Zerschlagung des Faschis
mus in der sowjetischen Besat
zungszone im Ergebnis eines Volks
entscheids durchgeführte Maß
nahme zur Entmachtung der impe
rialistischen Hintermänner der Na
zipartei; entscheidende Aufgabe im 
Kampf der Arbeiterklasse und der 
mit ihr verbündeten Werktätigen für 
die —► antifaschistisch-demokratische 
Umwälzung. Im —<• Aufruf des Zen
tralkomitees der KPD vom 11. Juni 
1941 wurden die imperialistischen 
Hintermänner der Nazipartei als die 
Hauptverantwortlichen für die Poli
tik der Kriege, Aggressionen und na
tionalen Katastrophen entlarvt und 
ihre völlige Entmachtung gefordert. 
Im —*■ Potsdamer Abkommen hatten 
die Hauptmächte der Antihitlerko
alition den Erfahrungen und Forde
rungen der Völker Ausdruck gege
ben, als sie die deutschen Monopole 
als die wirtschaftliche Grundlage des 
Faschismus und der Aggressionspo
litik kennzeichneten, ihre Verant
wortung für Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit feststellten und 
wichtige Maßnahmen für ihre Be
strafung beschlossen. Die ausschlag
gebende Rolle bei der E. spielte die 
Arbeiterklasse, die in allen Besat
zungszonen nach 1945 die konse
quente Bestrafung der an Krieg und 
Faschismus Schuldigen forderte. 
Aber nur auf dem Gebiet der heuti
gen DDR vermochte sie dank ihrer
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Aktionseinheit und dem frühzeitigen 
Zusammenschluß von KPD und 
SPD zur SED eine Kraft zu entfal
ten, die in der Lage war, die All
macht der Monopole zu brechen. 
Hinzu kam, daß die —► Sowjetische 
Militäradministration in Deutschland 
die frühzeitige Sequestration der Be
triebe der Nazi- und Kriegsverbre
cher sicherte. Sie übergab überdies 
alle Betriebe, die nicht Reparations
zwecken dienen sollten, in die Ver
fügungsgewalt der neuen —*■ antifa
schistisch-demokratischen Verwal
tungsorgane. Am 30. 6. 1946 fand im 
Land Sachsen ein Volksentscheid 
gegen die Kriegs- und Naziverbre
cher statt, bei dem 77,62 % aller Ab
stimmenden für den Gesetzentwurf 
für die entschädigungslose Enteig
nung und die Überführung dieser 
Betriebe in Volkseigentum stimmten 
(—► gesellschafiliches Eigentum). Ent
sprechend dieser repräsentativen, 
mit den Interessen und Forderungen 
breiter Kreise übereinstimmenden 
Entscheidung erließen auch die an
deren Landes- bzw. Provinzialver
waltungen gleichartige Gesetze, die 
gegen den hartnäckigen Widerstand 
und gegen demagogische Machen
schaften proimperialistischer Kräfte 
durchgesetzt wurden. Auch Betriebe 
des Bergbaus und Bodenschätze 
wurden in Eigentum des Volkes ge
nommen. Im Jahre 1948 umfaßte aer 
volkseigene Sektor Industriebe
triebe, die fast 40 % der industriellen 
Bruttoproduktion erzeugten. Er bil
dete die feste ökonomische Grund
lage der antifaschistisch-demokrati
schen Verhältnisse. Durch den füh
renden Einfluß der SED und die be
ginnende Übernahme sowjetischer 
Erfahrungen setzte sich in den volks
eigenen Betrieben gegen viele Wi
derstände und Vorbehalte eine neue 
Einstellung der Arbeiter und des in
genieurtechnischen Personals zur 
Arbeit, zum Volkseigentum durch. 
Das fand in den Anfängen der —*■ 
Aktivistenbewegung seinen sichtbar
sten Ausdruck.


